
- Beglaubigte Abschrift -

Arbeitsgericht Hannover 

Im Namen des Volkes

Urteil 

Verkündet am: 04.11.2021 

, Genchtsangestellte 
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 

4 Ca 120/21 

1 n dem Rechtsstreit 

 

- Kläger-

Prozessbevollmächtigte: 

DGB Rechtsschutz GmbH, Otto-Brenner-Straße 1, 30159 Hannover 

gegen 

- Beklagte -

Prozessbevollmächtigte: 

hat die 4. Kammer des Arbeitsgerichts Hannover auf die mündliche Verhandlung vom 4. No­

vember 2021 durch den Direktor des Arbeitsgerichts ... als Vorsitzenden sowie den 

ehrenamtlichen Richter Herrn ... und die ehrenamtliche Richterin Frau ... als Beisitzer 

für Recht erkannt: 

1) Es wird festgestellt, dass das Arbeitsverhältnis der Parteien nicht durch die

Kündigung der Beklagten vom 31.08.2021 beendet wurde.
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2) Die Beklagte wird verurteilt, den Kläger bis zum rechtskräftigen Abschluss

des Kündigungsschutzverfahrens als Härtereiarbeiter weiter zu beschäfti­

gen.

3) Die Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen.

4) Der Streitwert beträgt 7.590,42 €.

Tatbestand 

Die Parteien streiten über die Wirksamkeit einer arbeitgeberseitigen Kündigung sowie über Wei­

terbeschäftigungsansprüche. 

Der am 03.03.1979 geborene und gegenüber drei Personen zum Unterhalt verpflichtete Kläger 

ist seit dem 01.12.2014 gemäß Arbeitsvertrag vom 28.10.2014 mit einer bruttomonatlichen Ver­

gütung von zuletzt 2.530, 14 € bei der Beklagten tätig. Die Beklagte beschäftigt mehr als 10 

Arbeitnehmer. Der Kläger war zunächst im Topfbereich der Beklagten mit Strahlen von Bautei­

len eingesetzt. In diesem Bereich werden zum Teil Bremsenreinigungsmittel eingesetzt. 

Unter dem Datum 14.03.2019 erstellte der den Kläger behandelnde Facharzt für Innere 

Medizin Dr. B. ein den Kläger betreffendes ärztliches Attest. In diesem (vgl. Anl. 2, BI. 51 d.A.) 

heißt es: 

,,Bei dem oben genannten Patienten bestehen Allergien (Pollinose, Haus­

staubmilbenallergie, sowie allerg. Ekzem der Haut an den Händen. Daher 

sollte längerer Kontakt mit reizenden Chemikalien bei der Arbeit möglichst 

gemieden werden." 

Im Jahr 2019 war der Kläger an 42 Arbeitstagen arbeitsunfähig erkrankt. Im Jahr 2020 wurde 

der Kläger von dem sogenannten Topfbereich in den sogenannten Aluminiumbereich der Be­

klagten umgesetzt. Im Jahr 2020 fielen insgesamt 39 Arbeitsunfähigkeitstage des Klägers in­

folge Erkrankung an. Im Jahr 2021 bis Juni 2021 war der Kläger an 16 Tagen arbeitsunfähig 

erkrankt. Ergänzend wird auf die Fehlzeitenübersichten (BI. 64 - 66 d.A.) Bezug genommen. 

Unter dem Datum 18.05.2021 erstellte der den Kläger Facharzt für Innere Medizin Dr. Bilgin ein 

weiteres ärztliches Attest. In diesem (vgl. Anl. 3, BI. 52 d.A.) heißt es: 

,,( ... ) Aufgrund chronischer Rückenbeschwerden sollte er bei der Arbeit das 

Heben und Tragen von Lasten über 10 kg meiden. ( ... )" 
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Rechtsmittelbelehrung 

Gegen dieses Urteil kann seitens der Beklagten, nicht jedoch seitens des Klägers, Berufung 

eingelegt werden. 

Die Berufung muss schriftlich oder in der zugelassenen elektronischen Form eingelegt werden. 

Die Berufungsschrift muss binnen einer Notfrist von einem Monat nach Zustellung des Urteils 

bei dem 

Landesarbeitsgericht Niedersachsen, Leonhardtstraße 15, 30175 Hannover 

eingegangen sein. 

Die Berufungsschrift muss das Urteil bezeichnen, gegen das die Berufung gerichtet wird und 

die Erklärung enthalten, dass gegen dieses Urteil Berufung eingelegt werde. Ihr soll ferner eine 

Ausfertigung oder beglaubigte Abschrift des angefochtenen Urteils beigefügt werden. 

Die Berufung ist gleichzeitig oder innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung des Urteils in 

gleicher Form zu begründen. 

Dabei ist bei nicht zugelassener Berufung der Wert des Beschwerdegegenstandes glaubhaft 

zu machen; die Versicherung an Eides Statt ist insoweit nicht zulässig. 

Die für die Zustellung an die Gegenseite erforderliche Zahl von beglaubigten Abschriften soll 

mit der Berufungs- bzw. Begründungsschrift eingereicht werden. 

Das Landesarbeitsgericht Niedersachsen bittet darum, die Berufungsbegründung und die Be­

rufungserwiderung in 5-facher Ausfertigung, für jeden weiteren Beteiligten ein Exemplar mehr, 

einzureichen. 

 

Beglaubigt 
Ham:iove��; 17.11.2021 
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als Urkundsbeamtin der iesch;:iftsstel 
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